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BEKANNTMACHUNG 
 
 

gem. § 5 (2) UVPG*  
über die Nichtdurchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
Für das u.g. Vorhaben wird beim Landkreis Cloppenburg eine Genehmigung beantragt. Gem. § 7 
UVPG* Anlage 1 Nr. 5 NUVPG* ist für dieses Vorhaben im Rahmen einer Vorprüfung festzustellen, 
ob die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist.  
 
Für das Vorhaben konnte keine UVP-Pflicht festgestellt werden. 
 

Vorhaben: Zuwegungen zu vier WEA des Projekts WP Riehenwind 
Rechtsgrundlage: BauGB* 
Vorhabenstandort: Sondergebiet im Südwesten der Gemeinde Lindern 
Antragsteller: Riehenwind GbR, Klöbbergen 1, 49699 Lindern 
Az.: 5001/2025 
federführendes Amt: Bauamt (Amt 60.0) 

 
Wesentliche Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht 
Für die Errichtung der vier WEA des Projekts WP Riehenwind ist der Bau einer dauerhaften Zuwe-
gung erforderlich. Diese wird auf einer Breite von bis zu 4,5 m und mit einer gesamten Größe von 
ca. 2.306 m² errichtet.  
 
Das Gesamtvorhaben führt nach Beurteilung der Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter zu 
nachteiligen Umweltauswirkungen. In dem Bewertungsmaßstab des UVPG sind diese nachteiligen 
Auswirkungen aber in der Gesamteinschätzung nicht als erheblich zu beurteilen. Dies ist wie folgt 
zu begründen:  
 
Betriebsbedingt werden im Zuge der Baumaßnahmen Emissionen wie Abgase, Staub- und kurz-
zeitigen Geräuschemissionen verursacht. Diese können durch bauzeitliche Beschränkungen sowie 
baubegleitende Maßnahmen z.B. der Befeuchtung der Wege bei extremer Trockenheit minimiert 
werden. Mögliche negative Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch ergeben sich nahezu aus-
schließlich während der Bauphase und sind räumlich sowie zeitlich begrenzt und können z.B. 
durch Schulungen der Baustellenmitarbeiter reduziert werden. 
 
Die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt sowie das Schutzgut Landschaftsbild wer-
den durch den dauerhaften Flächenverlust (2.306 m²) beeinträchtigt. Aufgrund der wassergebun-
denen Decke und Schotterrasen in den Randbereichen ist nicht mit einer Barrierewirkung für bo-
dengebundene Tierarten oder einer Zersplitterung von Lebensräumen zu rechnen. Umstehende 
Gehölze werden durch die Einhaltung der DIN 18920 geschützt. Gehölzeinschläge werden auf das 
unbedingt erforderliche Maß reduziert, um potentielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu erhal-
ten. Zudem betreut die ÖBB das Vorgehen. Der Charakter des Landschaftsbildes verändert sich 
durch die bodennahen horizontalen Strukturen nur begrenzt und wird durch die vertikalen WEAs 
vorbelastet.  
 
Der Flächenverbrauch wird durch unterschiedliche Faktoren wie der Eingrenzung des Bauberei-
ches minimiert. Die natürlichen Bodenfunktionen werden nur geringfügig beansprucht, da die 
Eingriffe räumlich auf die neuen Zuwegungen und auf die Verbreiterung bereits bestehender 
Wege begrenzt sind.  
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Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Wasser z.B. durch eine Verschmutzung mit Motorölen kön-
nen beispielsweise durch den Einsatz von modernen Baumaschinen und Mitarbeitersensibilisie-
rungen vermieden bzw. vermindert werden.  
 
Aufgrund der Lage einer Zuwegung in unmittelbarer Nähe zu zwei Großsteingräbern muss gemäß 
Auflagen der Unteren Denkmalschutzbehörde durch ausgewiesene Fachleute geklärt werden, wo 
und in welchem Erhaltungszustand Denkmalsubstanz vorhanden ist, um erhebliche Beeinträchti-
gung des Schutzgutes zu vermeiden. 
 
Aufgrund der räumlichen Begrenzung der Maßnahme und der Vorhersehbarkeit der nachteiligen 
Auswirkungen unter der Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen ist zusammenfassend 
keine Erheblichkeit im Sinne des UVPG zu konstatieren und damit keine Umweltverträglichkeits-
prüfung erforderlich.  
 
Maßnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich von nachteiligen Beeinträchtigungen werden 
nach dem jeweiligen Fachrecht berücksichtigt.  
 
In der Gesamtabschätzung der Umweltauswirkungen ist eine UVP-Pflicht nicht begründet. 
 
Der ausführliche Prüfvermerk der Vorprüfung kann beim Landkreis Cloppenburg, Umweltamt, 
während der Dienststunden eingesehen werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist. 
 
Cloppenburg, den 15.05.2026 
 
Im Auftrage 
Thole 
 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBI. I S. 94), in der derzeit gültigen 
Fassung 
Niedersächsisches Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (NUVPG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 578), in der derzeit 
gültigen Fassung 
Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Dezember 2025 (BGBI. I Nr. 348), in der derzeit gül-
tigen Fassung 
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Bekanntmachung 

 
 

Kommunalwahl am 13. September 2026 
Änderung der Zusammensetzung des Wahlausschusses für das Wahlgebiet des Land-

kreises Cloppenburg 
 
Gem. § 8 Abs. 4 der Niedersächsischen Kommunalwahlordnung (NKWO) in der Fassung 
vom 05.07.2006 (Nds. GVBl. S. 280, 431), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3) gebe ich die Zusammensetzung des nach § 10 Abs. 
1 des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes (NKWG) in der Fassung vom 28.01.2014 
(Nds. GVBl. S. 35), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.04.2026 (Nds. 
GVBl. 2026 Nr. 30) gebildeten Kreiswahlausschuss des Landkreises Cloppenburg für die 
Kreistags- und Direktwahl einer Landrätin oder eines Landrates bekannt: 
 
Vorsitzender:    Erster Kreisrat Ansgar Meyer  
Stellv. Vorsitzende:   Kreisverwaltungsdirektorin Heike Honscha  
Schriftführerin   Kreisamtsinspektorin Meike Tangemann  
 
Beisitzer:    Bernhard Hackstedt 
Stellv. Beisitzer:   Klaus-Dieter Ackmann 
Beisitzerin:    Gabriele Heckmann 
Stellv. Beisitzerin:   Sandra Dieckmann-Ovelgönne 
Beisitzer:    Andreas Wille  
Stellv. Beisitzer:   Gerhard Sieberg  
Beisitzer:     Wilhelm Freye  
Stellv. Beisitzer    Reinhold Krull 
Beisitzerin:    Martina Reichel-Hoffmann 
Stellv. Beisitzer:   Günter Kannen 
Beisitzer:    Peter Primus  
Stellv. Beisitzer:   Andreas Tameling  
 
 
Cloppenburg, den 18. Mai 2026 
Der Kreiswahlleiter  
 
 
 
Meyer  
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BEKANNTMACHUNG 
 
 

gem. § 5 (2) UVPG*  
über die Nichtdurchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
Für das u.g. Vorhaben wird beim Landkreis Cloppenburg eine Genehmigung beantragt. Gem. § 9 
Abs. 2 Nr. 2 UVPG* ist für dieses Vorhaben im Rahmen einer Vorprüfung gemäß der Nr. 7.11.2 Anlage 
1 UVPG festzustellen, ob die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforder-
lich ist.  
 
Für das Vorhaben konnte keine UVP-Pflicht festgestellt werden. 
 

Vorhaben: Änderung einer Tierhaltungsanlage 
Rechtsgrundlage: BauGB 
Vorhabenstandort: Löningen - Augustenfeld, Am Raddetal 20 
Antragsteller: Herrn Werner Wienken, Am Raddetal 20, 49624 Löningen 
Az.: 614/2026 
federführendes Amt: Bauamt 

 
Wesentliche Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Änderung der Einrichtung im vorh. Sauenstall (Nr. 21) 
sowie der Erweiterung des Sauenstalles in nördlicher und südlicher Richtung mit Anbau einer 
DEVRIE- Abluftreinigungsanlage.  
 
Durch das Vorhaben kommt es zu absehbaren Auswirkungen auf die Schutzgüter. Eine Erheblich-
keit im Sinne des UVPG ist bei keinem der Schutzgüter zu konstatieren.  
 
Dies resultiert im Wesentlichen aus der Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen wie der 
Reduzierung von Emissionen (ca. 15,8 % der Geruchemissionen, 3,5 % der Ammoniakemissionen 
und 1 % der Staubemissionen).  
 
Für das Vorhaben wird eine zusätzliche Fläche von ca. 1.018 m² neu versiegelt. Diese befindet sich 
jedoch auf der Hofstelle und an dem vorhandenen Ferkel- und Sauenstall angrenzend, sodass 
aufgrund der Vorbelastung von keiner nachhaltigen Veränderung der Bodenbeschaffenheit aus-
zugehen ist. Es werden keine besonders wertvollen Lebensräume oder schutzrelevante Tiere und 
Pflanzen beeinträchtigt. Ein anerkannter Gutachter prüft vor Baubeginn die zu entfernenden Ge-
hölze auf Besatz, um Beeinträchtigungen der Fauna zu vermeiden.  
 
Bei dem Schutzgut Wasser (chemischer Gesamtzustand des Grundwassers „schlecht“) ergibt sich 
durch die Nutzungsänderungen und den Anbauten keine weitere erhebliche Beeinträchtigung. 
Um das Grundwasser vor möglichen Verunreinigungen zu schützen, werden beispielsweise Gülle-
hochbehälter aus wasserundurchlässigem Stahlbeton hergestellt. 
 
Um erhebliche Auswirkungen auf die Schutzgüter zu vermeiden, wird das Verwertungskonzept für 
die betriebsbedingt anfallenden Nährstoffe von der Düngebehörde (LWK) geprüft und überwacht. 
Das anfallende Abwasser aus der Stallreinigung, verunreinigtes Niederschlagswasser sowie an-
fallender Flüssigmist wird in den vorhandenen Güllekellern, die sich an bzw. unter den Stallge-
bäuden befinden, bis zu mehr als einem Jahr zwischengelagert und dann auf der landwirtschaft-
lichen Nutzfläche verwertet bzw. als Input- u. Trägerstoff für die betriebseigene Biogasanlage 
oder an einen anerkannten Vermittler abgegeben und verwertet. 
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Insgesamt sind daher die Umweltauswirkungen, die zu berücksichtigen waren, nicht als erheblich 
im Sinne des UVPG zu beurteilen und eine UVP-Pflicht ist nicht gegeben. 
 
Der ausführliche Prüfvermerk der Vorprüfung kann beim Landkreis Cloppenburg, Umweltamt, 
während der Dienststunden eingesehen werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist. 
 
Cloppenburg, den 18.05.2026 
 
Im Auftrage 
Thole 
 
Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), in der derzeit gül-
tigen Fassung 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März (BGBl. I S. 540), in der derzeit gültigen Fas-
sung 
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